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Aufgabenbereich Strukturverbesserungen Land-
wirtschaft 

1. Ist-Zustand 

Mit Strukturverbesserungsmassnahmen nach Art. 2 Abs. 1 lit. d und dem 5. Titel des 
Landwirtschaftsgesetzes (LwG, SR 910.1) unterstützen Bund und Kantone Betriebe aus 
der Land- und Ernährungswirtschaft bei langfristigen Investitionen in die Produktions-
grundlagen (Boden, Infrastrukturen und Maschinen). Die Finanzhilfen für Strukturver-
besserungen gehören zu den ältesten agrarpolitischen Förderinstrumenten der Schweiz. 
Sie wurden mit dem «Bundesbeschluss betreffend die Förderung der Landwirtschaft 
durch den Bund» im Jahr 1884 eingeführt. Sie unterstützen zum einen die Land- und Er-
nährungswirtschaft bei der Anpassung an sich ändernde gesellschaftliche, wirtschaftli-
che und ökologische Rahmenbedingungen. Zum andern sollen sie einen Beitrag zur Er-
reichung sektorübergreifender Ziele für eine nachhaltige Entwicklung leisten, insbeson-
dere in den Berggebieten und ländlichen Räumen, z.B. in den Bereichen Natur- und 
Heimatschutz, Klima, Energie oder der ländlichen Entwicklung insgesamt. Die Struktur-
verbesserungen sind regionalwirtschaftlich bedeutend. Mit dem Bau, dem Unterhalt und 
dem Betrieb der geförderten Infrastrukturprojekte lösen sie gemäss Studie «Regional-
wirtschaftliche Bedeutung der Beitragsprojekte der landwirtschaftlichen Strukturverbes-
serung» vom 7. März 20221 schweizweit Wertschöpfungseffekte von 1 Mrd. CHF pro 
Jahr aus. Damit verbunden ist eine Beschäftigungswirkung von rund 6'000 Vollzeitstel-
len. Davon profitieren insbesondere das wirtschaftlich schwächere Berggebiet und die 
ländlichen Räume. 

Unterstützt werden gemäss Art. 87a LwG Strukturverbesserungsmassnahmen im Tief-
bau (Meliorationen, Transportinfrastrukturen, Massnahmen im Bereich Bodenverbesse-
rungen und Wasserhaushalt, Basisinfrastrukturen im ländlichen Raum), im Hochbau 
(Bauten und Anlagen für die Verarbeitung, Lagerung oder Vermarktung, Ökonomie- und 

 
1 https://www.econcept.ch/media/cabinet/2022/06/2418_be_regionalwirtschaft_SV_2022_03_07_lang.pdf 
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Wohngebäude, Diversifizierung der Tätigkeit im landwirtschaftsnahen Bereich), zur länd-
lichen Entwicklung (Projekte zur regionalen Entwicklung [PRE], Entwicklungsprozesse 
ländlicher Raum [ELR]) sowie zusätzliche Strukturverbesserungsmassnahmen (Förde-
rung der Tiergesundheit sowie einer umwelt- und tierfreundlichen Produktion, Förderung 
der überbetrieblichen Zusammenarbeit, Förderung des Erwerbs landwirtschaftlicher Be-
triebe und Grundstücke). Je nach Thematik und Ausgangslage werden in diesen Berei-
chen einzelbetriebliche und/oder gemeinschaftliche Massnahmen mit Finanzhilfen unter-
stützt. Die Finanzhilfen werden in Form von Beiträgen à fonds perdu (Beiträge) und 
rückzahlbaren zinslosen Darlehen (Investitionskredite) gewährt. Damit werden ein-
zelbetriebliche und gemeinschaftliche Projekte unterstützt.  

2023 wurde mit dem Bericht «Strategie Strukturverbesserungen 2030+»2 die langfristige 
Entwicklung der Finanzhilfen für landwirtschaftliche Strukturverbesserungen aufgezeigt. 
Die Strategie SV2030+ wurde von einer Projektgruppe von Bund und Kantonen (BLW 
und Suissemelio) gemeinsam erarbeitet. Weitere wesentliche Akteure (Projektträger-
schaften, Kantone, Gewerbe- und Umweltkreise) wurden mit einer Begleitgruppe in die 
Erarbeitung des Berichts einbezogen. Strategisch steht die nachhaltige Wertschöpfung 
im Zentrum der Strategie und die Resilienz des Ernährungssystems soll vor dem Hinter-
grund des Klimawandels gestärkt werden. Bei allfälligen Zielkonflikten werden partner-
schaftliche Win-Win-Lösungen in Zusammenarbeit mit den Kantonen angestrebt. Sämtli-
che Anpassungen wurden jeweils mit den Kantonen erarbeitet und eng auf die Weiter-
entwicklung anderer agrarpolitischer Finanzhilfen (insbesondere der Direktzahlungen) 
und weiterer Bestimmungen des Agrarrechts (z.B. Bundesgesetz über das bäuerliche 
Bodenrecht (BGBB, RS 211.412.11), Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht 
(LPG, RS 221.213.2)) abgestimmt. 

Die im Bereich der Strukturverbesserungen unterstützten Massnahmen und Finanzhilfen 
sind in der Strukturverbesserungsverordnung (SVV, SR 913.1) rechtlich im Detail veran-
kert. 

1.1. Regelungskompetenz 

Bei den Strukturverbesserungen handelt sich um eine Verbundaufgabe. Die Agrarpolitik 
ist grundsätzlich Sache des Bundes und so erlässt der Bund die Grundsätze für die Ge-
währung der Finanzhilfen im LwG und in der SVV. Weiterentwicklungen werden eng mit 
den Kantonen abgestimmt (Art. 44 Abs. 1 und Art. 45 Abs. 1 BV, RS 101). Die Kantone 
ihrerseits können, müssen aber nicht, die Massnahmen übernehmen. Den Kantonen 
verbleibt ein grosser Handlungsspielraum, indem sie die kantonale Unterstützungshöhe 
bestimmen können und auch weitere Massnahmen oder Projekte unterstützen können. 
Zudem obliegt den Kantonen die Festlegung des kantonalen Genehmigungs- und Koor-
dinationsverfahrens. Auch die Prüfung und Genehmigung der einzelnen Projekte ist Sa-
che der Kantone; Finanzhilfen des Bundes werden nur an Projekte vergeben, wenn der 
Kanton vorgängig entschieden hat, das Projekt finanziell zu unterstützen. Der Bund prüft 
die Einhaltung der Bundesgesetzgebung und mit seiner Oberaufsichtstätigkeit sorgt er 

 
2 Publiziert unter: https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/78622.pdf  
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für den einheitlichen Vollzug über alle Kantone (z.B. nach LwG, SVV, Subventionsge-
setz (SuG, RS 616.1), Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz (NHG, RS 
451), Umweltschutzgesetz (USG, RS 814.01), etc.). 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Es handelt sich stets um lokal initiierte Projekte, die vom Bund und den Kantonen im 
Sinne einer Hilfe zur Selbsthilfe finanziell gefördert werden (bottom-up Prozess). Die da-
mit verbundene Eigenverantwortlichkeit und finanzielle Beteiligung garantieren eine 
zweckmässige Durchführung der Werke und einen sparsamen Umgang mit den zur Ver-
fügung gestellten Mitteln. Der Kanton berät die Bauherrschaften, klärt die Unterstüt-
zungsmöglichkeiten ab, führt Mitberichtsverfahren auf kantonaler Stufe durch, geneh-
migt das Projekt und publiziert es im kantonalen Amtsblatt, damit die gesamtschweize-
risch tätigen Organisationen von ihrem Beschwerderecht Gebrauch machen können. 
Schliesslich sichert er den Kantonsbeitrag zu. Dem Kanton obliegt im Weiteren die Auf-
sicht über die Bauausführung, den Unterhalt und allfällige Zweckentfremdungen. Das 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) prüft die Subventionseingaben der Kantone auf 
Übereinstimmung mit dem Bundesrecht. Das BLW verfügt die Bundesbeiträge und bei 
grossen etappenweisen ausgeführten Projekten zudem den Kreditrahmen mit einer 
Grundsatzverfügung. Bei Projekten zur regionalen Entwicklung (PRE) werden anstelle 
von Verfügungen tripartite Vereinbarungen zwischen BLW, Kanton und Projektträger-
schaft abgeschlossen. Das BLW übt die Oberaufsicht über die Strukturverbesserungen 
aus. Es kontrolliert stichprobenweise die Ausführung der Massnahmen und die Verwen-
dung der ausgerichteten Bundesmittel. Es kann Kontrollen vor Ort durchführen. Bei 
etappenweise ausgeführten Projekten überprüft das BLW auch die Zielerreichung und 
die Umsetzung der Auflagen in Bezug auf die Bundesinventare. 

Die Finanzhilfen für alle Strukturverbesserungsmassnahmen müssen wettbewerbsneut-
ral sein (Art. 2 Abs. 5 LwG). Für die Feststellung der Wettbewerbsneutralität ist der Kan-
ton zuständig (Art. 89a Abs. 2 LwG). 

1.3. Finanzierung 

Die landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen sind ein von Bund und Kantonen ge-
meinsam finanzierter Aufgabenbereich (Verbundfinanzierung). Finanzhilfen für Struktur-
verbesserungen werden von Bund und Kantonen im Sinne einer Hilfe zur Selbsthilfe ge-
währt. Dabei stammen die Beiträge zu je ca. 50% von Bund und Kantonen, wobei der 
Bund bei Grossprojekten einen grösseren Anteil der Kosten übernimmt als der Kanton. 
Bei Tiefbaumassnahmen liegt die Eigenleistung der Empfänger zwischen 5 bis 35%, je 
nach Beitrag des Kantons, der Zone und der Beitragsart. Bei den PRE beträgt der Anteil 
der Eigenleistung der Projektträgerschaften je nach Massnahme und Zone zwischen 22 
bis 70% der beitragsberechtigten Kosten. Generell über alle Strukturverbesserungs-
massnahmen hinweg beträgt der Anteil der Eigenleistungen der Projektträgerschaften 
mindestens einen Drittel der Kosten.  
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1.4. Herausforderungen 

Grundsätzlich hat sich der Vollzug und die Aufgabenteilung im Bereich der Strukturver-
besserungen eingespielt und bewährt. Die Herausforderungen im Bereich der Struktur-
verbesserungen wurden in der Strategie «Strukturverbesserungen 2030+» beschrieben. 
Herausforderungen und Handlungsbedarf bestehen dort, wo die heutigen Ziele, Mass-
nahmen der Strukturverbesserungen und deren finanzielle Ausstattung vom agrar- und 
sektoralpolitischen Referenzrahmen abweichen. Herausforderungen ergeben sich bei 
allen fünf übergeordneten Zielen der Strukturverbesserungsmassnahmen (1. Stärkung 
der betrieblichen Wettbewerbsfähigkeit, 2. Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen auf den Betrieben, 3. Schutz und Verbesserung der landwirtschaftlichen Pro-
duktionskapazität, 4. Förderung einer umwelt-, landschafts-, klima- und tierfreundlichen 
Produktion und 5. Stärkung der ländlichen Räume, insbesondere der Berggebiete) ab 
2030 sowie im Vollzug und der Politikkohärenz der Massnahmen mit sektoralpolitischen 
Anforderungen. Letzteres fokussiert auf den Vollzug und die Aufgabenteilung zwischen 
Bund und Kantonen. Die übrigen Herausforderungen hingegen sind primär instrumentel-
ler Natur und tangieren den Untersuchungsgegenstand dieses NFA-Projekts nicht oder 
nur am Rande. 

Die Anforderungen an die landwirtschaftliche Produktion steigen laufend. Mit der ange-
strebten Transformation des Ernährungssystems und den damit verbundenen Heraus-
forderungen in den Bereichen Klima und Energie sowie den sektorspezifischen Zielen, 
insbesondere der Biodiversitäts- und Landschaftspolitik, erhöhen sich die Anforderun-
gen an die Politikkohärenz des Vollzugs. Zudem stellt der Fokus auf die bisher summa-
risch oder massnahmenspezifisch vorgenommene Wirkungsmessung des Einsatzes der 
öffentlichen Mittel für Strukturverbesserungsmassnahmen eine weitere Herausforderung 
dar. 

Die Festlegung des Bundesbeitrages wird sowohl durch unterschiedliche Gegenfinan-
zierungskoeffizienten der Kantone als auch durch diverse Zusatzprozente und pau-
schale Ansätze verkompliziert. 

Die «Strategie Strukturverbesserungen 2030+» zeigt auf, dass eine Stärkung der Struk-
turverbesserungen, durch folgende Erfolgsfaktoren zu erreichen ist (vgl. Kap. 6 der 
«Strategie Strukturverbesserungen 2030+»): 

• Sicherstellung der kantonalen Gegenleistung 

• Effiziente Gestaltung der Prozesse für Strukturverbesserungen: 

o Überprüfung der Zusammenarbeit Bund/Kantone. Mit einer klaren, funkti-
onsbezogenen Aufgabenteilung können mittelfristig personelle Ressour-
cen für die strategische Weiterentwicklung der Massnahmen freigegeben 
werden. Bei der Überprüfung der Aufgabenteilung ist auch zu berücksich-
tigen, dass seit der Weiterentwicklung des Direktzahlungssystems mit 
den alleine durch den Bund festgelegten und finanzierten Direktzahlun-
gen immer mehr sektorspezifische Ziele verfolgt werden. Es stellt sich 
daher auch die Frage, ob ein bestimmtes Verhalten eher über einmalige 
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Beiträge an Investitionen via SV oder über jährliche Beiträge zu Gunsten 
eines bestimmten Verhaltens via DZ geleistet werden sollen.  

o Bund und insbesondere die Kantone müssen die Prozesse und Verfah-
ren zur Prüfung und Gewährung von Finanzhilfen effizient ausgestalten. 
Damit vermehrt Projekte mit Mehrwert für Umwelt und Produktion erfolg-
reich realisiert werden können, sind die Verfahren auch auf kantonaler 
Ebene so auszugestalten, dass der Einbezug aller betroffenen Interessen 
frühzeitig gewährleistet ist. 

• Kommunikation und Know-how stärken 

• Wirkungsmessung der Massnahmen für Strukturverbesserungen aufbauen 

2. Mögliche Varianten 

Es wurden die folgenden Varianten geprüft: 

• Entflechtung “100% Bund”: der Bund übernimmt die Aufgabe vollständig 

• Entflechtung “100% Kantone”: die Kantone übernehmen die Aufgabe vollständig 

• Status quo mit starken Optimierungen: Überprüfung der Prozesse, Massnahmen 
und Zuständigkeiten auf den verschiedenen Ebenen und Ausarbeitung von Vor-
schlägen zur Verbesserung gemäss «Strategie Strukturverbesserungen 2030+» 
(vgl. Kap. 1.4).  

Weitere Varianten wurden nicht geprüft. Varianten, die zwischen dem Status quo und 
einer 100-% Aufgabenübertragung liegen, sowie Varianten, die sich auf einzelne Mass-
nahmen der Strukturverbesserungen beziehen, würden im Widerspruch zu den Empfeh-
lungen der «Strategie Strukturverbesserungen 2030+» und dem Ziel der Vereinfachung 
der Agrarpolitik stehen. 

2.1. Variante Entflechtung “100% Bund” (Zentralisierung) 

2.1.1. Stossrichtung 

Der Bund übernimmt neu auch Aufgaben, die heute im Zuständigkeitsbereich der Kan-
tone liegen: Er ist alleine zuständig für die Ausgestaltung der Massnahmen, den Vollzug 
(Gesuchsprüfung und Subventionsentscheid, Controlling) sowie die Finanzierung der Fi-
nanzhilfen. Die Aufgaben sind insbesondere: die Begleitung der Bauherrschaften, die 
Klärung der Unterstützungsmöglichkeiten, die Koordination von kantonalen und eidge-
nössischen Verfahren, die Genehmigung der Gesuche und die Publikation. Die Aufgabe 
der Aufsicht über die Bauausführung, den Unterhalt und allfällige Zweckentfremdungen 
würde auch vom Bund übernommen. Da heute Bund und Kantone gemeinsam im 
Durchschnitt über alle Strukturverbesserungsmassnahmen betrachtet rund zwei Drittel 
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der Projektkosten übernehmen, würde sich die Bundessubvention neu bei unveränder-
ter Eigenleistung der Projektnehmer ebenfalls auf durchschnittlich zwei Drittel belaufen.  

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Keine Änderungen auf Verfassungsstufe nötig; gemäss Art. 104 BV ist die Landwirt-
schaft bereits Aufgabe des Bundes. Änderung des LwG, insbesondere 5. Titel. 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Bei insgesamt gleich hoch bleibenden öffentlichen Mitteln würde sich das Bundesenga-
gement gut verdoppeln, da sich Bund und Kantone heute mit wenigen Ausnahmen in 
ungefähr gleicher Höhe an den SV beteiligen. Die Kantone würden entsprechend kom-
plett entlastet. Die Kostenverschiebung würde im Rahmen des Projekts über die Global-
bilanz ausgeglichen. Allerdings hat das Parlament im Rahmen der SV-Strategie einen 
Mittelausbau gutgeheissen; wird daran festgehalten, steigt die Belastung des Bundes 
und sinkt die Entlastung der Kantone über die Jahre. Ebenfalls entfallen würden die 
Vollzugskosten bei den Kantonen, während der Bund eine Vollzugsorganisation auf-
bauen müsste. Allenfalls könnte geprüft werden, ob auch bei einer Zentralisierung der 
Vollzug bei den Kantonen belassen und allenfalls entschädigt werden könnte/sollte.  

Beim Subventionsaufwand würde der Übergang zur Finanzierung aus einer Hand bei 
gleichbleibendem Subventionsvolumen und gleicher Anzahl Subventionsbestände ins-
gesamt nicht zu Kosteneinsparungen führen. Mehr Projekte könnten unterstützt werden, 
wenn gleichzeitig die Subventionssätze gesenkt würden. Grundsätzlich sind Subventi-
onssätze von über 50%mit Blick auf die angemessene Eigenleistung der Subventions-
empfängerinnen und -empfänger zu hinterfragen. Zudem wären im Vollzug mittelfristig 
gewisse Einsparungen denkbar, da nicht mehr 2 Staatsebenen involviert wären. Im 
Übergang würden hingegen die Transaktionskosten erheblich steigen, da eine funktio-
nierende Vollzugsstruktur auf Kantonsebene ab- und eine neue Vollzugsstruktur auf 
Bundesebene aufgebaut werden müsste.   

2.1.4. Bewertung 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe würde die Subsidiarität bei einer Zentralisierung ge-
schwächt. Die Aufgabe überschreitet weder die Kraft der Kantone noch bedarf sie einer 
gesamtschweizerisch einheitlichen Lösung. Die Nähe zu den Subventionsempfängerin-
nen und -empfänger sowie die Möglichkeit, bei der Projektauswahl regionale Schwer-
punkte zu setzen, ginge verloren. Die Kantone verfügen im heutigen System über adä-
quatere Vollzugsstrukturen, kennen die lokalen Gegebenheiten und können diese bes-
ser berücksichtigen.  

Das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz wird ebenfalls geschwächt: Zwar würde der 
Bund über die Entscheidkompetenzen verfügen und die entsprechenden Kosten tragen, 
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doch die Kantone würden weiterhin von den Strukturverbesserungsmassnahmen profi-
tieren, ohne sich künftig daran zu beteiligen – obwohl ein wesentlicher Teil des Nutzens, 
insbesondere bei gemeinschaftlichen Massnahmen, regional anfällt. 

Die Effizienz könnte sich bei einer Zentralisierung mittelfristig verbessern, weil die dop-
pelte Zuständigkeit Bund/Kantone entfallen würde und nur noch eine staatliche Ebene 
für den Vollzug zuständig wäre. Allerdings könnte es für den Bund schwierig und teuer 
sein, eine Umsetzungsstruktur aufzubauen und an die lokalen Informationen für sinn-
volle Projekte zu kommen. Die Kantone sind deutlich näher bei den Subventionsemp-
fängerinnen und -empfänger. Bei einem Vollzug durch den Bund dürfte der Kontroll- und 
Abklärungsaufwand daher eher höher ausfallen als beim kantonalen Vollzug. 

Demgegenüber würde eine Zentralisierung der Tatsache Rechnung tragen, dass die 
Landwirtschaftspolitik grundsätzlich in der Zuständigkeit des Bundes liegt. Sie würde 
eine einfachere Abstimmung auf die übrigen landwirtschaftlichen Instrumente erlauben 
(z.B. ob mittels Strukturverbesserungen einmalige Investitionen oder über die DZ die pe-
riodische Umsetzung/der Betrieb gefördert werden sollen). Auch die Abstimmung auf die 
Standortförderinstrumente des Bundes zugunsten von Berggebieten und ländlichen Ge-
bieten würde tendenziell erleichtert. Der Mehrwert einer Landwirtschaftspolitik aus einer 
Hand wird allerdings geringer eingeschätzt als der Verlust am Einbezug der regionalen 
und lokalen Verhältnisse. Zwar würden die Vorlagen, Vorgaben und Prozesse einheitli-
cher, die Gesuchsteller könnten aber weniger individuell beraten werden. 

Die Arbeitsgruppe bewertet die Variante vor diesem Hintergrund schlechter als den Sta-
tus quo.   

2.2. Variante Entflechtung “100% Kantone” (Dezentralisie-
rung) 

2.2.1. Stossrichtung 

Die Kantone übernehmen neu Aufgaben, die heute im Zuständigkeitsbereich des Bun-
des liegen. Mit der Entflechtung muss die Finanzierung konsequenterweise ausschliess-
lich von den Kantonen übernommen werden. Die Kantone müssten selbst entscheiden, 
wie sie die Subventionen ausgestalten wollen (A Fond perdu-Beiträge, Investitionskre-
dite) und ob sie kantonale oder überkantonale Fonds de Roulement schaffen möchten.  

Die Kantone sind selbständig und können im Rahmen des eigenen rechtlichen und fi-
nanziellen Handlungsspielraums agieren. Es gibt keine nationalen, einheitlichen Vorga-
ben des Bundes zu Strukturverbesserungen (z.B. keine SVV). 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Die Umsetzung dieser Variante würde eine Änderungen auf Verfassungsstufe bedingen 
(Art. 104 BV) . Änderung des LwG, insbesondere 5. Titel. 
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2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Da heute Bund und Kantone gemeinsam im Durchschnitt über alle Strukturverbesse-
rungsmassnahmen betrachtet rund zwei Drittel der Projektkosten übernehmen, würden 
sich die kantonalen Subventionen neu bei unveränderter Eigenleistung der Projektneh-
mer ebenfalls auf durchschnittlich zwei Drittel belaufen. Bei insgesamt gleich hoch blei-
benden öffentlichen Mitteln würde sich das Kantonsengagement gut verdoppeln, da sich 
Bund und Kantone heute mit wenigen Ausnahmen in ungefähr gleicher Höhe an den SV 
beteiligen. Der Bund würde entsprechend komplett entlastet. Die Kostenverschiebung 
würde im Rahmen des Projekts über die Globalbilanz ausgeglichen. Inwieweit die Kan-
tone den vom Parlament vorgesehenen Ausbau der Strukturverbesserungen umsetzen 
würden, bliebe ihnen überlassen.  

Im Vollzug sind gewisse Einsparungen denkbar, da nicht mehr zwei Staatsebenen invol-
viert wären. 

2.2.4. Bewertung 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe würde die Subsidiarität bei einer Dezentralisierung gestärkt. 
Die Ausgestaltung der Strukturverbesserungen (Massnahmen, Instrumente) sowie der 
Vollzug würden komplett nach kantonalen Regeln durchgeführt. Die Kantone könnten 
ihre individuellen regionalen Bedürfnisse dadurch noch stärker berücksichtigen. 

In Bezug auf die fiskalische Äquivalenz schneidet die Variante hingegen schlechter als 
der Status quo ab. Zwar würden die Kantone über die Entscheidkompetenzen verfügen 
und die entsprechenden Kosten tragen, doch der Bund würde weiterhin von den Struk-
turverbesserungsmassnahmen profitieren (z.B. dezentrale Besiedelung des Landes, 
Umweltmassnahmen), ohne sich künftig finanziell daran zu beteiligen. 

Die Effizienz in der Umsetzung könnte abnehmen, wenn jeder Kanton für sich Anforde-
rungen, Verfahren und regionale Strategien ausarbeiten und umsetzen muss. Hingegen 
wären nicht mehr zwei staatliche Ebenen beteiligt. 

Die Abstimmung der Strukturverbesserungen auf die übrigen landwirtschaftlichen Instru-
mente sowie auf die Bundespolitik in anderen Bereichen (z.B. Umwelt) wäre bei einer 
Dezentralisierung nicht mehr sichergestellt. Die Strukturverbesserungen würden von der 
schweizerischen Agrarpolitik entkoppelt. Es gäbe keine schweizweit einheitliche Förde-
rung mehr und die Förderintensität sowie der Vollzug könnte zu Disparitäten zwischen 
den Kantonen führen. Dies insbesondere, falls gewisse Kantone trotz Ausgleich über 
Globalbilanz künftig weniger finanzielle Mittel für die landwirtschaftlichen Strukturverbes-
serungen einsetzen. Die Umsetzung von kantonsüberschreitenden Strukturverbesserun-
gen, z.B. in Zusammenhang mit Gewässerschutzmassnahmen, würde bei einer Dezent-
ralisierung ebenfalls erschwert.  

Zudem besteht die Gefahr von Fehlanreizen, wenn die gleichen Ziele über ein Instru-
ment des Bundes (Direktzahlungen) und eines der Kantone (SV) gefördert werden. 
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Die Arbeitsgruppe bewertet die Variante vor diesem Hintergrund schlechter als den Sta-
tus quo.   

2.3. Variante Status quo mit starken Optimierungen  

2.3.1. Stossrichtung 

Die Verbundaufgabe und Verbundfinanzierung bleiben grundsätzlich wie heute beste-
hen: 

• Finanzierung ca. 50/50 wie bisher 

• Oberaufsicht beim Bund, Projektverantwortung bei den Kantonen 

• Strategie und Agrarpolitik beim Bund 

• Rahmenbedingungen (LwG und SVV) beim Bund in Zusammenarbeit mit den 
Kantonen mit Spielraum für kantonale Anforderungen 

Es sollen aber die Prozesse, Massnahmen und Zuständigkeiten überprüft werden, mit 
dem Ziel Abläufe zu vereinfachen, Doppelspurigkeiten zu vermeiden und Entscheidkom-
petenzen effizient zu gestalten. Dazu wurde vom BLW, der LDK und Suissemelio be-
schlossen, ausserhalb der Entflechtung 27 ein Projekt zu starten. 

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Keine Verfassungsänderung. Bei einer starken Optimierung, insbesondere bei Anpas-
sungen von Leistungen oder Verfahren, ist davon auszugehen, dass das LwG und die 
SVV angepasst werden müssen. 

2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Da am Grundsatz der je hälftigen Finanzierung der Subventionen festgehalten wird, soll-
ten sich keine grösseren Verschiebungen ergeben. Mit den geplanten Optimierungen 
werden jedoch Erleichterungen und Effizienzverbesserungen für Bund und Kantone im 
Vollzug angestrebt. 

2.3.4. Bewertung 

Da diese Variante keine eigentliche Entflechtung, sondern eine Anpassung der Funkti-
onsweise bestehender Verflechtungen darstellt, erachtet die Arbeitsgruppe die Verände-
rungen gegenüber dem Status Quo bei den Bewertungskriterien als relativ gering. Ziel 
der Variante ist es, die Verbundaufgabe effizienter und effektiver zu gestalten und die 
Subventionsanreize zu verbessern.  
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3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt, an der Verbundaufgabe festzuhalten und im Rahmen der 
Entflechtung 27 weder eine Zentralisierung noch eine Dezentralisierung weiterzuverfol-
gen. Hingegen sollen Optimierungsmöglichkeiten bei den Prozessen im Bereich der 
landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen geprüft werden. Die LDK, das BLW und 
Suissemelio haben dazu ausserhalb der Entflechtung 27 ein Projekt gestartet. Begleitet 
wird dieses durch eine externe Fachfirma. Die Ergebnisse sollen bis Ende Oktober 2026 
vorliegen. Allfällige Anpassungen im LwG können voraussichtlich im Rahmen der 
AP30+ umgesetzt werden, Anpassungen in der SVV im Rahmen des landwirtschaftli-
chen Verordnungspakets zur Umsetzung der AP30+.  

 


